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Gemeinde Obermeitingen Landkreis Landsberg am Lech
Bebauungsplan ,Seniorenwohnanlage Amselweg” gemdf § 13a BauGB

Satzung der Gemeinde Obermeitingen
for den Bebauungsplan ,Seniorenwohnanlage Amselweg”,
gemdaBl § 13a BauGB, mit integrierter Grinordnung

Préambel

Die Gemeinde Obermeitingen erldsst auf Grund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und der §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches — BauGB
—vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S.
4147) sowie des Art. 81 der Bayer. Bauordnung — BayBO — vom 14. August 2007 (BayRS 2132-1-1), zuletzt gecéindert durch
8§ 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 286), und des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern — GO
—vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I) folgenden qualifizierten Bebauungsplan als Satzung:

81 Réumlicher Geltungsbereich

Der réumliche Geltungsbereich umfasst das Grundstiick des Amselwegs Nr. Ta mit der FI.-Nr. 183 und eine Teil-
fache des Amselwegs, FI.-Nr. 184 (TF), beide Gemarkung Obermeitingen. Das Plangebiet weist eine Gréfie von
ca. 0,17 ha auf.

Die genaue Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs ist der Bebauungsplanzeichnung zu entnehmen.

82 Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus den nachstehenden Vorschriften (Textteil) und der Bebauungsplanzeichnung in der Fas-
sung vom . .2022. Dem Bebauungsplan ist eine Begriindung in der gleichen Fassung beigefigt.

83 Art der baulichen Nutzung
3.1 Die Art der Baulichen Nutzung wird festgesetzt als Allgemeines Wohngebiet gemaf § 4 BauNVO.

3.2 Unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO werden die ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3
BauNVO nicht zum Bestandteil des Bebauungsplanes.

84 Maf der baulichen Nutzung

4.1 Das MaB der baulichen Nutzung wird durch die Grundfléchenzahl (GRZ), die Zahl der Geschosse und die
Hohe der baulichen Anlage bestimmt. Die Angaben sind in der Planzeichnung und unter Tabelle in § 8.1
dieser Satzung enthalten.

4.2 GRZ,: Die Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf angewandt werden. Die zuléssige Grundflache
nach GRZ darf so bis um 50 v.H. Uberschritten (=GRZ,) werden.
GRZ3: Durch Stellpléitze mit deren Zufahrten, sofern diese versickerungsféhig (z.B. Rasenfugenpflaster bzw.
Rasengittersteinen mit ausreichend Fugenbild) ausgefihrt sind, darf die zuldssige maximale Grundfléche
auch Uber 50 v.H. hinaus, jedoch maximal bis zu einem Maf3 von 0,6 (= GRZ3), Gberschritten werden (§ 19
Abs. 4 Satz 3 BauNVO).

85 Bauweise, Stellung der baulichen Anlagen

5.1 Esist ein Gebdude in offener Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO zuléssig.

5.2 Die Uberbaubare Flache wird durch Baugrenzen bestimmt.
Zudem gelten die mit der Linie nach 15.3 PlanZV fir Neben- und Gemeinschaftsanlagen und die rot schraf-
fierte Flache fur Garagen geméf Planzeichnung.
Gemaf § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO kann die Baugrenze um bis zu 1,50 m fir einzelne Gebdudeteile wie
beispielsweise Vordach, Dachiberstand, Lichtschacht, Treppenstufen u. dgl. Gberschritten werden.

5.3 In der Bebauungsplanzeichnung ist die Stellung des Gebéudes durch die eingetragene Hauptgebéuderich-
tung festgesetzt; fir untergeordnete Bauteile wie Quergiebel, Wiederkehr, Dachgauben, Garagen und dgl.
kann hiervon abgewichen werden.

5.4 Es gilt die Satzung Uber abweichende Mafle der Abstandsflachentiefe der Gemeinde Obermeitingen in der
jeweils aktuellen Fassung.

86 Garagen / Stellplétze / Nebengebdude

6.1 Garagen und Uberdachte Stellplétze (,Carports”) sind nur innerhalb der Baugrenzen oder der rot schraffier-
ten Fléchen gemaf Planzeichnung zuléssig.
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Gemeinschaftsanlagen und Nebengebdude mit Gber 16 m2 Grundfléche bzw. 60 m3 umbauten Raum nur
innerhalb der Uberbaubaren Flachen und der durch die rot gestrichelte Linie nach Zeichen 15.3 PlanZV zu-
léssig.

Stellplétze sind auch auBerhalb der Gberbaubaren Fléchen zuléssig, jedoch nicht in Fléchen mit Bepflan-
zungsauflagen.

Nebengebdude ohne Feuerungsanlagen bis zu einer Grundfléche von 16 m2 und mit einem umbauten
Raum bis max. 60 m3 sind auch auBBerhalb der Gberbaubaren Fléchen zuléssig, aber nicht auf den festge-
setzten Grinfléchen. Sie missen von der Hinterkante Straf3e einen Abstand von mind. 2,00 m einhalten und
dirfen die Verkehrsibersicht nicht beeintréchtigen.

Die traufseitige Wandhéhe von Garagen und Nebengebéuden darf im Mittel nicht mehr als 3 m betragen
und diese Anlagen missen unter einer Hohe von 4 m Uber dem Gelénde bleiben.

Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Obermeitingen in der jeweils rechtskréftigen Fassung.

§7 Grinordnung

Pflanzungen sind vom Grundstickseigentimer nach den nachfolgenden Pflanzlisten durchzufihren, im
Wuchs zu férdern, zu pflegen und vor Zerstérung zu schitzen. Ausgefallene Pflanzen sind umgehend zu er-
setzen. Auf dem Grundstiick sind insgesamt mindestens 6 B&ume zu pflanzen. Die Pflanzstandorte sind inner-
halb des Grundsticks frei wahlbar. Statt je eines zu pflanzenden Baumes kénnen auch 5 Stréucher nach
Pflanzliste 3 innerhalb der Fléche mit Bepflanzungsauflagen gepflanzt werden. So kénnen maximal 4 der er-
forderliche B&ume ersetzt werden. Die EingrinungsmafBnahmen haben spétestens mit der auf die Baufertig-
stellung folgenden Vegetationsperiode zu erfolgen. Die mit ,*“ markierten Arten fallen unter das Forstver-
mehrungsgutgesetz (FoVG).

Nicht Uberbaute Grundsticksflachen, soweit sie nicht als Stellplétze, Zufahrten und sonstige Hofnutzungen
benstigt werden, sind zu begrinen.

Fur die vorgenannten EingrinungsmafBBnahmen sind die folgenden Gehélzarten und Mindestqualitéten zulds-
sig:

Pflanzliste 1:

Mindestqualitét: B&ume, Hochstamm, 2x verpflanzt, mit Drahtballen, Kronenansatz mind. 180 cm hoch,

Acer platanoides (Spitz-Ahorn)*, Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)*, Carpinus Betulus (Hainbuche)*, Tilia cordata
(Winter-Linde)*

Pflanzliste 2:
Mindestqualitét: B&ume, Hochstamm, 2x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 10-12 cm
Acer campestre (Feldahorn), Carpinus betulus (Hainbuche)*, Crataegus lavallei ,Carrierei” (Baum-Weifidorn), Prunus
avium (Vogelkirsche)*, Sorbus aucuparia (Vogelbeere)
Mindestqualitét: Obstgehélze, auch Halbstamm, 2x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 8-10 cm
Vorschlagsliste Artenauswahl: Apfel (Berner Rosenapfel, Klarapfel, James Grieve, Glockenapfel), Birnen (Clapps Lieb-
ling, Gellerts Butterbirne), Kirsche: Hedelfinger, Zwetschge: Wangenheims Frih
Pflanzliste 3:
Mindestqualitét: Stréucher 2 x v. H. 60 =100 cm
Cornus mas (Kornelkirsche), Cornus sanguinea (Roter Hartriegel), Corylus avelana (Haselnuss), Ligustrum vulgare (Li-
guster), Lonicera xylosteum (Heckenkirsche), Rosa spec. (Wildrosen), Sambucus nigra (Holunder), Viburnum opulus
(Gemeiner Schneeball), Viburnum lantana (Wolliger Schneeball).
Aus naturschutzfachlichen Grinden sind fremdléndische Gehélze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunade-
lige Geholze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen.

Bei den Genehmigungsplénen ist ein qualifizierter Freiflachengestaltungsplan beizulegen.

(Maf3stab 1 : 200, Angabe Gehélzbestand, die zu entfernende Vegetation, Abgrabungen, Aufschittungen,
bauliche Anlagen wie Stitzmauern, Stufen, Rampen u. ., ErschlieBungsfléchen wie Ein- und Ausfahrten,
Stellplétze (einschlieflich der Art der Befestigung der Flachen) und geplante Neupflanzungen mit Angabe
Baum-Art und Pflanzgréfie).
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88 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/ Gestaltung der Gebdude
(nach § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art. 81 BayBO)

Fir das Bauland im Geltungsbereich werden nachfolgende Bestimmungen getroffen:

Gebéudeteil Max. WH | Max. FH Dachneigung, Dachform Geschosse (max.)
Hauptgebéude | 6,5 m 12 m 31-40°, SD 1]

Erklérungen:

SD = Satteldach, gleichschenklig
I = maximal drei Geschosse
WH max. Wandhodhe

FH = max. Firsthéhe

Definitionen

Wandhshe:

Unterer Bezugspunkt fir die Hohe baulicher Anlagen ist die Oberkante Rohfuboden (OK RFB) des Erdge-
schosses (EG), gemessen in der Gebdudemitte. Diese darf maximal auf 563,60 m G NN liegen.

Oberer Bezugspunkt fir die Wandhéhe ist das Maf3 von der Oberkante Rohfuflboden bis zum Schnittpunkt
der Oberkante der Dachhaut in der senkrechten Verléngerung der traufseitigen AuBenwand.

Die Wandhéhe des Dachaufbaus darf bis zu 3,7 m héher als die Wandhéhe am Trauf des Hauptgebdudes
ausfallen.

Firsthohe: Die Definition erfolgt analog zur Wandhéhe als der Abstand zwischen OK RFB und Oberkante
First. Die Firstkante der Schleppgaube (Anschluss zum Hauptdach) des Dachautbaus muss mindestens 1T m
tiefer liegen als der First des Hauptgebdudes.

Die maximale Giebelbreite betrdgt 14 m.

Dachausbildung:

Fur Hauptgebdude sind nur Sattelddcher zuléssig.

Als Dachaufbauten fir Hauptgebdude sind Schleppgauben mit 10°-14° Dachneigung zuléssig. Deren Breite
darf in Summe die Gebéudeldnge nicht Gberschreiten und nicht mehr als 2/3 der jeweiligen Dachseite ein-
nehmen. Je Dachseite sind bis zu drei Schleppgauben zuldssig.

Abschleppungen Uber angesetzte Gebéudeteile, Schuppen u. dgl. sind dariber hinaus zuléssig.

Der Dachiberstand des Hauptdaches betrégt an den Giebel- und Traufseiten 0,30 — 1,30 m.
Fiur Dachaufbauten, Garagen und Nebengebéude gilt kein Mindestiberstand.

Die Dacheindeckung der Hauptdécher und der Dachaufbauten hat mit kleinteiligen Dachplatten (z.B. Dach-
ziegel, Betondachsteine, Dachpfannen) in roter bis brauner Farbe oder anthrazitfarben zu erfolgen. Unterge-
ordnet sind, wo technisch erforderlich, Bleche im Anstrich der Farbe des Hauptdaches zuléssig.

Fiur Garagen und Nebengebdude sind auch Pultdécher (bis 7° Dachneigung) und begriinte Flachdacher zu-
l&ssig.

Als Dacheinbauten sind Dachfléchenfenster bis zu einer individuellen Fléche von 2 m? zulgssig.

Solarenergieanlagen sind sowohl integriert in die Dachfléche als auch auf dem Dach (bis max. 0,15 m ber
Dachfléche) zuléssig. Aufstdnderungen auf dem Dach und Uber die Dachfléche hinaus oder in einem ande-
ren Winkel als der Dachneigung oder Elemente, die mehr als 10 cm vor der Fassade oder in einem anderen
Winkel zur Fassade stehen, sind génzlich unzuléssig. Vor First und Dachrand ist ein Abstand von mind.

0,50 m einzuhalten.

Die Baukérper sind Gber einem rechteckigen Grundriss zu entwickeln. Der Haupffirst darf nicht Gber die kir-
zere Seite des Gebdudes verlaufen.

Bei der Fassadengestaltung sind Putzfassaden mit hellen Farben (Pastellténe) und Holzschalungen, jedoch
keine grellen Farbténe (auBer Weif3) zuldssig.
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§9 Einfriedungen / Freifléchengestaltung / Oberfléchenwasser

Die Héhe der Einfriedungen und Hecken zu éffentlichen Verkehrsfléchen wird auf maximal 1,20 m begrenzt;
zu FuBBwegen bis zu 1,80 m; Gber 0,80 m ist darauf zu achten, dass die Verkehrsibersicht nicht einge-
schrénkt wird.

Es sind Holz- und Metallzéune zuléssig, wobei Maschendraht nur zwischen den Baugrundstiicken zuldssig ist.
Sockel sind nur zu &ffentlichen Verkehrsflachen bis maximal 0,30 m Héhe und nicht durchlaufend zuléssig.
Tiren und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht, Kunststoffzéune
und Steingabionen sind unzuldssig. Alle Einfriedungen missen fir Kleintiere durchgéngig sein (mindestens
abschnittsweise 0,15 m Bodenfreiheit).

Unabhéngig von den vorgenannten Vorschriften ist nach Planzeichnung an der Nordgrenze eine Sichtschutz-
wand mit bis zu 1,80 m Héhe zuldssig. Entlang der Béschungskanten nach Planzeichnung sind Einfriedungen
zur Absturzsicherung bis 1,20 m zuléssig.

Bei Stellplétzen, Zufahrten und Zugdngen sind fir die Oberflachenbefestigung und deren Tragschichten nur
Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind.
30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchléssige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebun-
dene Decke. Auf die Befestigung von Hof- und Parkfléchen, z.B. mittels durchgehenden Asphaltbelags, ist
moglichst zu verzichten.

Die anfallenden Wasser auf Dachfléchen des Hauptgebdudes sind aufzufangen und zur Brauchwassernut-
zung auf dem Grundstiick bereitzustellen.

Abgrabungen zur Freilegung des Kellergeschosses sind nur im in der Planzeichnung durch Béschungslinien
umgrenzten Bereich und nur bis max. 3,00 m unter der natirlichen Geléndeoberflache zuléssig. Verédnderun-
gen der Geléndeoberflache diirfen im Ubrigen nur in dem zur Durchfiihrung des Bauvorhabens erforderli-
chen Ausmaf3 ausgefihrt werden.

Abgrabungen vor Kellerfenstern zum Zwecke der Belichtung sind auf einer Gebédudeseite um bis zu 1,50 m
Tiefe und maximal auf 1/3 dieser Gebdudeseite, jedoch nicht in 1,50 m Abstand zu Nachbargrundsticken,
zuléssig.

Im Ubrigen gilt die Einfriedungssatzung der Gemeinde Obermeitingen in der rechtskréftigen Fassung.

810 Immissionsschutz

Es ist nur die Errichtung solcher Luftwérmepumpen zuléssig, deren ins Freie abgestrahlte Schallleistung
50 dB(A) nicht Gberschreitet. Luftwdrmepumpen, die diesen Schallleistungspegel nicht einhalten kénnen,
sind entweder im Gebdude zu errichten oder entsprechend zu démmen.

811 Hinweise
Bodendenkmalpflege

Es wird darauf hingewiesen, dass trotz der in den vergangenen Jahren durchgefihrten amtlichen Inventarisa-
tionen Higelgraber, Schanzen, Burgstiélle, AltstraBen und andere archdologische Denkmadler sich der Kennt-
nis des Denkmalamtes entziehen kénnen. Solche Objekte genieflen ebenfalls den Schutz des Art. 7
BayDSchG und sind geméfB Art. 8 BayDSchG anzeigepflichtig wie archdologische Bodenfunde, die unver-
ziglich dem Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege (Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege (BLID),
Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-0; Fax 08271/8157-50;
Email: DST_Thierhaupten@blfd.bayern.de), dem Bauordnungsamt, Landratsamt Landsberg am Lech sowie
der Gemeinde Obermeitingen gemeldet werden missen.

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:

Wer Bodendenkmdler auffindet, ist verpflichtet, dies unverziiglich der Unteren Denkmalschutzbehérde
oder dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur verpflichtet sind auch der Eigentimer und
der Besitzer des Grundstiicks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund
getihrt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die ibrigen. Nimmt der Finder an den Ar-
beiten, die zu dem Fund gefihrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhdiltnisses teil, so wird er durch An-
zeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstdnde und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
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zeige unverdndert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehérde die Gegenstinde vorher
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Bodenschutz / Schutzgut Boden

Der Anteil der Bodenversiegelung soll auf das Notwendigste begrenzt werden. Der Mutterboden ist gemaf3
§ 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schitzen.

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anféllt, ist entsprechend der abfall- und boden-
schutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgeméf3 und schadlos zu entsorgen. Hieriber sind Nachweise zu fih-
ren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

Altlasten: Im Plangebiet sind keine altlastenverdéchtigen Ablagerungsflachen bekannt.
Immissionsschutz - Landwirtschaftliche Emissionen

Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundsticke im Planbereich haben die landwirtschaftlichen Emissio-
nen (Larm-, Geruch- und Staubeinwirkungen) der angrenzenden landwirtschaftlich ordnungsgeméf genutz-
ten Flachen und Betriebe samt deren zugehérigen Betriebsvorrichtungen unentgeltlich zu dulden und hinzu-
nehmen. Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Larmbeeintréchtigung wéhrend der Erntezeit
oder des Viehtransports auch vor 6 Uhr morgens und nach 22 Uhr zu rechnen ist. Die klimatischen Entwick-
lungen zeigen, dass die Bewirtschaftungs-, Emnte- und Ristarbeiten nicht mehr den bisherigen Gegebenheiten
unterliegen, weshalb auch hier mit nicht mehr im Vorfeld planbaren zeitlichen Verschiebungen zu rechnen ist.

Brandschutz
Die Feuerwehrzufahrten sowie Bewegungsflachen sind nach DIN 14090 einzurichten und zu unterhalten.
Die Léschwasserversorgung ist nach dem Regelwerk DVGW-W 405 sicherzustellen.

Vorsorgendener Artenschutz:

Zur Vermeidung der Auslésung von Verbotstatbesténden sind Abrisse lédnger leer stehender Gebéude und
Rodungen von Gro3gehélzen oder Hecken mit der unteren Naturschutzbehérde abzustimmen.

Vor den Arbeiten ist dann ggf. eine fachkundige Person hinzuzuziehen, die im Falle eines Vorkommens einer
geschitzten Art diese fachgerecht bergen und versorgen kann. Name und Kontaktdaten sind der unteren Na-
turschutzbehérde rechizeitig vor dem Beginn der Arbeiten bekannt zu geben.

Insektenschutz:

Die Beleuchtung von AuBBenanlagen, Parkplétzen und Wegen sowie das Anstrahlen von GebéudeauBBenwdén-
den ist zum Schutz von Insekten und Flederméusen zu vermeiden bzw. notwendige Beleuchtungen in ihrer Be-
leuchtungsdauer und — zeit zu beschrénken. In Bereichen in denen eine Beleuchtung unumgénglich ist, sind
nur ,insektenfreundliche” Leuchtmittel zu verwenden.

JInsektenfreundliche” Leuchtmittel sind nach oben abgeschirmte LED-Leuchten und Natriumdampflampen
mit einer Farbtemperatur von 1.800-3.000 Kelvin und einer maximalen Leuchtdichte von 2cd/m2. Wegen
der Wéarmeentwicklung und der direkten Gefahr fir Insekten sind nur voll abgeschlossene Lampengehéuse
zu verwenden, deren Oberflache sich zudem nicht auf mehr als 60°C autheizt (vgl. Leitfaden zur Eindém-
mung der Lichtverschmutzung (StMUV) und Leitfaden zur Neugestaltung und Umriistung von AuBenbeleuch-
tungsanlagen (BfN)).

8§12 Inkrafttreten

Der Bebauungsplan tritt mit dem Tag seiner Bekanntmachung in Kraft.

Gemeinde Obermeitingen,

Erwin Losert, Erster Burgermeister (Siegel)
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Begrindung

1. Planungsrechtliche Voraussetzungen / Planerfordernis

Die Gemeinde beabsichtigt, auf dem bisher nur locker bebauten Grundstiick zu Gunsten eines beabsichtigten
Seniorenwohnheims gezielt eine geordnete verdichtete Bebauung mittels stédtebaulicher Festsetzungen zu re-
geln. Die Bestandslage am Eckgrundstiick und ein méglichst optimales Planungsergebnis erfordern konkretere
Regelungen, als durch eine reine Bewertung der Bebaubarkeit nach § 34 BauGB gegeben wéren.
Obermeitingen beabsichtigt diese Entwicklung, um méglichst fir Einheimische altengerechtes Wohnen im ge-
wohnten Umfeld bereitzustellen.

2. Lage, GréBe und Bestand

2.1 Geltungsbereich

Das Gebiet liegt zwischen der Angerstrafie und der Lechfelder Strafie an der westlichen Bauzeile des Amselwegs.
Der Bebauungsplan umfasst das Grundstiick des Amselwegs Nr. 1a mit der FI.-Nr. 183 und eine Teilfache des
Amselwegs, FI.-Nr. 184 (TF), beide Gemarkung Obermeitingen. Das Plangebiet weist eine Gréfie von0,17 ha
auf. Der genaue Umgriff ist der Bebauungsplanzeichnung bzw. dem nachfolgenden Lageplan zu entnehmen.

Abbildung 1: Lageplan des Geltungsbereiches, unmafBstéblich

2.2 Bestand

Obermeitingen ist ein eigenstdndiger Gemeindeteil, der derzeit ca. 1775 Einwohner (31.12.2020) aufweist.
Obermeitingen ist als Pfarrdorf eingestuft. Das Dorf Schwabstad| gehért ebenfalls zum Gemeindegebiet.

Die derzeitige Bebauung weist einen Stadel in Holzbauweise und einem Schuppen in Massivbauweise mit insge-
samt ca. 164 m2 Grundflache auf. In der Umgebung liegen rote, rotbraune bis dunkelrote und auch anthrazit-
farbene Dacheindeckungen auf den gleichschenklig ausgebildeten Déchern vor. Dachaufbauten kommen als
Quergiebel, Widerkehre, und in verschiedenen Gaubenformen vor. Viele der umgebenden Wohngebéude wei-
sen zwei Vollgeschosse auf, einige haben dariber noch ein Dachgeschoss ausgeprégt. Garagen stehen frei oder
angebaut am Hauptgebdude mit Sattel-, Flach- oder Pultdéchern.

Mit einem Abstand von mindestens 15 m zum Grundstick fohrt die Lechfelder StraBie stdlich am Grundstiick
vorbei. Dazwischen liegt ein FuBweg mit begleitenden Gehélzpflanzungen und eine Trafostation.
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2.3 Geologische Grundlagen

Der Untergrund im Plangebiet wird von holozénen fluviatilen Sedimenten des Lechs gebildet (Haupteinheit 22a).
Die Béden sind Braunerden mit lehmiger bis lehmig-sandiger Zusammensetzung mittlerer bis schlechter Erzeu-
gungsbedingungen und Zustandsstufe. Zu erwarten sind teils kleinrdumig inhomogene Wechsellagerungen von
sandigen und lehmigen Schichten sowie Kieslagen. Geologisch und auf Grund von Erfahrungswerten ist davon
auszugehen, dass nach dem Stand der Technik die Versickerung auf dem eigenen Grundstick méglich ist. Auf
Grund der méglichen kleinrdumigen Unterschiede wird fir Bauvorhaben empfohlen, ein Baugrundgutachten er-
stellen zu lassen und das Gebdude entsprechen mit baulichen Vorkehrungen zu sichern.

Obermeitingen liegt zwischen Lech und Singold. Wassersensible Bereiche sind im Siedlungsgebiet nicht verzeich-
net. Nach den Hochwasserkarten des Bayerischen Landesamtes fir Umwelt liegt der Bereich hochwasserfrei. Das
Trinkwasserschutzgebiet (ID 2210783000102) liegt im Sidosten der Ortslage. Das Geldnde des Plangebietes liegt
relativ eben auf Hohen bis 563,45 m i NN und féllt nach Norden leicht ab. Der Grundwasserstand im Bereich
ist nach den Grundwassergleichen bei ca. 555 m & NN. Der Grundwasserflurabstand wird damit als ausrei-
chend angenommen.

3. Begriindung der planerischen Festsetzungen

3.1 Art der baulichen Nutzung

Nach § 4 BauNVO dienen Allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen und in erster Linie der Unterbrin-
gung von Wohngebéuden, der Versorgung des Gebiets dienenden Léden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht stérenden Handwerksbetriebe und Anlagen fr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke. Die ausnahmsweise zuléssigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende Gewerbe-
betriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen sind ausgeschlossen worden, da diese nicht
direkt dem Wohnen dienen und die Nachverdichtung und Entwicklung des Innenbereichs in erster Linie for
Wohnzwecke beabsichtigt wird. Zum Zeitpunkt der Aufstellung sieht die Gemeinde keine stédtebaulichen Grin-
de, die méglichen Nutzungen nach § 4 BauNVO enger einzuschrénken.

3.2 MaB der baulichen Nutzung

Zulgssig sein sollen dreigeschossige Hauptgebéude mit steilen Dachneigungen des Hauptdaches und sich &ff-
nenden Dachseiten. Die Wand- und Firsthdhen erlauben eine Gebdudeauspragung im Stil ,114+-D”, bei dem mit-
tels geeignet gestalteten Dachaufbauten auch im Dachgeschoss qualitativ wertvoller Wohnraum entsteht. Damit
ragt das Gebdude etwas Gber die Bestandsbauten hinaus. Dies wird jedoch auf Grund der Lage am Eck-Grund-
stick und an der Lechfelder StraBBe als geeignet und vertréglich angesehen.

Verdichtete Bauweisen erfordern einen konkreteren Umgang mit den Fléchen, auch in Bericksichtigung ihrer je-
weiligen Nutzung. Daher wurde die Uberbaubarkeit des Grundstiickes gezielt eingeschrénkt. Die Baugrenze er-
moglicht auf etwas mehr als 16 x 32 m die Errichtung eines Gebdudes mit Balkonen, Kellern und einem Auen-
zugang zum selbigen. Die Uberbaubaren Fléchen sind ausreichend dimensioniert, um eine behindertengerechte
ErschlieBung innerhalb des Gebdudes zu erméglichen.

Fur die AuBenanlagen der verdichteten Wohnbebauung werden voraussichtlich mehr Flachen benétigt, als in lo-
cker bebauten Wohngebieten mit vergleichbarer GRZ. Daher wurde tber die Uberschreitung der GRZ nach

§ 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO (GRZ,: 0,35 x 1,5 = 0,525) eine weitere Uberschreitung nach Satz 3 zugelassen,
sofern die betreffenden Fléchen versickerungsféhig ausgestaltet sind. Dies ist bis zum Maf} der GRZ5 von 0,6 zu-
lassig. Ein Ausreizen bis zur méglichen Kappungsgrenze von 0,8 erscheint jedoch fir das dérfliche Umfeld un-
angemessen.

Hinweis: Das Plangebiet liegt innerhalb des Bauschutzbereiches gemdafl § 12 Abs. 3 Nr. 2 LuftVG des Flugplat-
zes Lechfeld. Sollte es zum Einsatz von Krédnen kommen, sind diese gesondert zur Prifung und Bewertung beim
Luftffahrtamt der Bundeswehr, Referat | d, Flughafenstraie 1, 51127 Kéln-Wahn einzureichen.

3.3 Gestalterische Festsetzungen

Um die Gestalt der Innerortsbebauung auch beim Neubau aufzunehmen wird fir das Hauptgebéude ein gleich-
schenkliges Satteldach mit ziegelroter bis brauner oder anthrazitfabener Eindeckung und einer Dachneigung von
31° - 40° vorgegeben. Mit flacher geneigten Schleppgauben abgesetzt kénnen im oberen Geschoss bessere
Wohnbedingungen geschaffen werden, ohne beim Gebéude insgesamt héhere Wandhshen zulassen zu mis-
sen. Die Wénde der Dachaufbauten dirfen dabei die Wandhshe der geplanten Traufseiten maximal um das
festgesetzte Maf3 Ubersteigen und missen mindestens 1 m unter der Firsthéhe des Gebédudes zuriickbleiben.

Es wird empfohlen, dass je nach Bedarf an der Nordseite ein oder zwei Treppenhéuser mit einem solchen Dach-
aufbau Gberstellt werden und auf der Sudseite bis zu drei ,Spalten” mit diesen Dachaufbauten und Balkon um-
gesetzt werden. Die Abgrabungsbereiche erleichtern die Logistik und den Zugang zum Keller und erlauben einen
strukturreicheren Bereich, der geschitzt liegt und z.B. mit bepflanzter Terrassierung ausgefishrt werden kann.
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3.4 Garagen und Nebengebdude, Stellpléitze

Garagen und gréflere Nebengebdude sind nur innerhalb der jeweiligen Gberbaubaren Fléchen und der Linien
nach 15.3 PlanZV bzw. der schraffierten Flache zuléssig. Auf der Nordseite des Gebéudes ist diese rot schraffier-
te Flache verortet. Dort kénnen nicht nur regulére Stellplétze, sondern auchiberdachte Stellplatze / Carports /
offene Garagen — beispielsweise auch mit Elektro-Tankstellen - aber auch Gemeinschaftsanlagen, wie Millton-
nenhduschen u. dgl., errichtet werden. Zum Schutz der Nachbarn vor den Lichtkegeln beim Zu- und Abfahrtsver-
kehr wird ein mindestens 1,40 m hoher Sichtschutzzaun empfohlen. Hierfir ist in der Planzeichnung ein Bereich
markiert, wo dieser explizit und bis zu einem Maf3 von maximal 1,80 m zuléssig sein soll.

Im Ubrigen wird auch auf die Einfriedungssatzung der Gemeinde verwiesen.

Kleinere Nebengebéude, sowie Stellpldtze mit ihren Zufahrten sind auch auBBerhalb der Gberbaubaren Flachen
zuléssig, jedoch nicht in den Flachen mit Bepflanzungsauflagen (Kringellinie).

Anlagen dirfen die Verkehrsibersicht nicht behindern (0,80 m bis 2,50 m). Fir die Garagen und Uberdachten
Stellplétze sind auch Flach- und Pultdécher zugelassen worden. Flache Dachneigungen sorgen hierfir fur eine
moglichst niedrige Ansichts- und Beschattungsfldche durch diese Nebengebéude. Die Begrinung von Flachdd-
chern sorgt fur eine Reduktion der Auswirkungen der Gberdachten Anlage auf Natur und Umwelt.

Die Anzahl und die Erforderlichkeiten fur Stellplatze ergeben sich aus der gemeindlichen Garagen- und Stell-
platzsatzung. Auf dem Grundstiick sollen dementsprechend ausreichend Parkméglichkeiten fur Einwohner, aber
auch fur gelegentliche Besucher oder Fahrzeuge von Gesundheitsdienstleistern bzw. Transportunternehmen ein-
gerichtet werden. Die Absténde vor bzw. neben Garagen dienen dazu, die Verkehrsibersicht und die Leichtigkeit
des flieBenden Verkehrs nicht zu beeintréchtigen. Stellplatze sind méglichst wasserdurchldssig zu halten, um die
Versickerung zu erleichtern.

Im Westen des Grundsticks ist eine Fldche fir Nebenanlagen festgesetzt, in der ein Fahrradunterstand einge-
richtet werden kann. So kann die beschwerliche Beschaffung des Fahrrades aus dem Keller vermieden werden.

3.5 Grinordnung

Der Inhalt des Bebauungsplanes trifft die stédtebaulich und grinordnerisch notwendigen Festsetzungen nach § 9
BauGB und Art. 3 BayNatSchG. Damit ist der Grinordnungsplan in den Bebauungsplan integriert.

Die privaten Flachen, sofern sie nicht als Zufahrten, Stellplétze oder Hoffléchen benstigt werden, sind in gértne-
rischer Weise anzulegen und zu pflegen. Die Gartenbereiche erhalten Pflanzgebote fir Gehélze, die eine struk-
turreiche Durchgrinung sorgen. Nicht Gberbaute bzw. anderweitig genutzte Grundstiicksfléchen sind gértnerisch
anzulegen und zu pflegen. Steingérten oder foliengedeckte Bereiche sind keine gértnerische Gestaltung in die-
sem Sinne, sondern werden wegen der geringen 8kologischen Wertigkeit und der Versiegelung zusétzlich auf die
Uberbauten Bereiche bei der Berechnung der Grundfléchenzahl einbezogen.

Fur die Baschungsbereiche wird zudem empfohlen, Pflanzen mit starker Wurzelausbildung zu verwenden, um die
Erosion an diesen Stellen zu minimieren.

Wegen der guten Eingrinung der Lechfelder Strafle wurde es als vertréglich angesehen, auf dem Grundstiick
statt der Baumpflanzungen auch eine entsprechende Strauchkulisse auszugestalten, wobei einzelne Grofigehélze
auf dem Grundstiick wiinschenswert sind.

Die Auswahl der Pflanzungen soll grundsétzlich aus heimischen Arten erfolgen. Die Artenauswahl bei Obstge-
halzen wurde beispielhaft ausgefihrt. Es sind fir Obstbdume auch andere heimische Arten zuléssig. Es wird
empfohlen, eine Gartenfachberatung durch die Angebote des Landkreises oder andere Fachstellen fir die
Pflanzauswahl heranzuziehen.

4. ErschlieBung

4.1 Verkehr

Das Grundstiick ist Gber den Amselweg und die Lechfelder Strafie in 1,4 km an die B 17 angebunden. In der
ndheren Umgebung liegen Schwabminchen (6 km), Kaufering (7 km) und Landsberg am Lech als gréBere Orte,
die zentralériliche Bedirfnisse (Gesundheit, spezieller Einzelhandel, etc.) erfillen kénnen.

4.2 Kanal — Entwésserung - Oberfléchenwasser

Die Wasserversorgung ist durch den vorhandenen Anschluss an das gemeindliche Versorgungsnetz sichergestellt.
Dachwasser ist aufzufangen und als Brauchwasser zu nutzen, um die Wasserversorgung zu entlasten.

Die héduslichen Abwdésser werden Gber die bestehende ériliche Kanalisation entsorgt und zur Klaranlage des
Abwasserzweckverbandes Lechfeld geleitet. Die Einleitung von Grund-, Drén- und Quellwasser in den
dffentlichen Schmutz-/Mischwasserkanal ist nicht zuldssig.

Das Niederschlagswasser ist als Brauchwasser z.B. zur Gartenbewdésserung aufzufangen bzw. bevorzugt zu
versickern. Hierbei sind das DWA Merkblatt M 153 ,Handlungs-empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser”,
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das DWA Arbeitsblatt A 138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser”, die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV sowie die dazugehérigen
Technischen Regeln TRENGW bzw. TRENOG zu beachten.”

Wild abflieBendes Wasser
Auch wenn das Plangebiet relativ eben ist, ist wild abflieBendes Wasser nicht auszuschlieBen. Daher sind die
Bauvorhaben entsprechend zu sichern. Das natirliche Abflussverhalten darf nicht so verdndert werden, dass

Nachteile fir andere Grundsticke entstehen (§ 37 WHG).

Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsétzlich dem Bauherren, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen
auftretendes Hangwasser sichern muss. Zum Schutz vor dem Eintritt von Schicht- oder Oberfldchenwasser wird
empfohlen, die betroffen Bauteile, wie Bodenplatten oder Lichtschdchte in ausreichendem Maf3e Gber die
Gelandeoberkante zu erstellen.

Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen:

Infolge von Starkregenereignissen kénnen im Bereich des Bebauungsplans Uberflutungen auftreten. Um Schaéi-
den zu vermeiden, sind bauliche VorsorgemaBBnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberfléchlich abflie-
lendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhéhe von mind. 25 cm Uber der
Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstiiren sollten wasserdicht und/oder mit
Aufkantungen, z. B. Vor Lichtschéchten, ausgefihrt werden.

4.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallentsorgung

Der Hausmdll wird Uber die &ffentliche Abfuhr des Landkreises Landsberg am Lech beseitigt.
In der Gemeinde Obermeitingen steht der Wertstoffhof zur Verfigung. An diesem kénnen gebrauchte Verkaufs-
verpackungen entsprechend den geltenden Annahmekriterien angeliefert werden.

4.4 Strom- / Gas- / Telekommunikationsversorgung

Die Grundstiicke sind bereits erschlossen. Zum Anschluss von Neubauten sind fir den optimalen Ablauf recht-
zeitig vor Baubeginn die betreffenden Leitungsbetreiber zu kontaktieren.

4.5 Immissionsschutz

Das Plangebiet liegt in dérflicher Umgebung. Die von der Landwirtschaft ausgehenden Emissionen in Form von
L&rm, Staub, und Geruch sind unvermeidlich und missen deshalb nach § 906 BGB hingenommen werden.
Dazu gehéren auch der Viehtrieb und der Verkehr mit landwirtschaftlichen Maschinen.

Zu den Luftwérmepumpen wird auf den Leitfaden des Landesamtes fir Umwelt 'Tieffrequente Gerdusche bei Bio-
gasanlagen und Luftwérmepumpen (Auszug Teil ll)" vom Februar 2011 verwiesen. https://www.lfu.bayern.de/
laerm/gewerbe_anlagen/luftwaermepumpen/doc/tieffrequente_geraeusche_teil3_luftwaermepumpen.pdf)

4.6 Alilasten/Bodenschutz

Altlasten:
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten vor. Mit dem Bauschutt abzubrechender Gebéude ist fachgerecht umzuge-
hen.

Schutzgut Boden:

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten
anfallt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgeméf und schadlos zu
entsorgen. Hieriiber sind Nachweise zu fihren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

4.7 Uberschldgige Betrachtung der Schutzgiiter

4.7.1  Schutzgut Boden

Beschreibung: Die Braunerden der lehmig-sandigen Béden liegen auf carbonatischen Sedimentschichten fluvia-
tiler Genese. Das relativ ebene Plangebiet ist im Bestand erschlossen und bebaut. Der zusétzliche Bodenaushub
for die Kellerfreilegung wird voraussichtlich 400 m3 nicht Gberschreiten. Die Innenentwicklung mit Nachverdich-
tungsansdtzen schont das Schutzgut in héherwertigen Lagen im Auflenbereich.

4.7.2  Schutzgut Wasser

Beschreibung: Das Gebiet liegt hochwassergeschitzt. Der Untergrund I@sst eine gute Durchl@ssigkeit erwarten
und ist im Allgemeinen zur Versickerung geeignet. Die lehmigen Béden zeigen gute Wasserverhdltnisse. Der
Grundwasserflurabstand ist als ausreichend anzunehmen. Besondere Auswirkungen auf den Wasserhaushalt
sind nicht zu erwarten.
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4.7.3  Schutzqut Luft und Lokalklima

Beschreibung: Die innerériliche Lage zeigt nur geringe klimatische Einflisse. Eine gute Durchgrinung und gera-
de die Bgume sorgen als Schattenspender und Sauerstofflieferanten fir ein verbessertes Kleinklima. Durch die
Planung ist eine Verschlechterung unwahrscheinlich. Auf den Schutz von Nist- / Ruhepldtzen und Insekten ist auf
Ebene der Baudurchfihrung bzw. der Baueingabe zu achten. Hierauf wird explizit hingewiesen.

4.7.4  Schutzqut Tiere und Pflanzen

Beschreibung: Tier- und Pflanzenwelt finden ihre Rdume im Siedlungsbereich vorwiegend in Privatgérten. Die
gdrtnerische Anlage der Freifldchen und die Bepflanzungsauflagen tragen dazu bei, den stark anthropogen ge-
prdgten Bereich fir Arten offen zu halten, die tolerant fir die Bedingungen der Nischen in besiedelten Gebieten
sind.

4.7.5  Schutzgut Mensch (Erholung und L&rm)

Beschreibung: Das Plangebiet liegt in dérflichem Umfeld und liegt an der Lechfelder Strafle. Zwischen Baugren-
ze und Fahrbahnkante der Ortsverbindungsstrafie liegen ca. 24 m. Der begleitende FuBBweg verbindet den In-
nerort mit dem Ortsrand. Durch die Planung wird die Bestandssituation nicht verédndert.

4.7.6  Schutzgut Landschaft

Beschreibung: Der Bereich liegt innerérilich und hat keinen wesentlichen Anteil an der landschaftlichen Einbin-
dung der Ortslage von Obermeitingen. Eine gute Durchgriinung und die gestalterischen Festsetzungen fir die
Gebédude sorgen fur ein harmonisches Ortsbild. Die Bestandsgehélze an der Lechfelder Strafie sorgen bereits fir
eine gute Eingrinung.

4.7.7  Schutzgut Kultur und Sachgiter

Beschreibung: Es sind keine Bau- oder Bodendenkmadler im Bereich verzeichnet.
Fir den Fall, dass bei Bautdgtigkeiten Denkmadler aufgeschlossen werden, ist auf die Meldepflicht nach Art. 8
Abs. 1-2 BayDSchG hingewiesen.

4.7.8 Wechselwirkungen der Schutzgiter

Es sind keine erheblichen oder sich verstérkende Wechselwirkungen von Schutzgitern angezeigt.

4.8 Regenerative Energie

Die Solaranlagen auf dem Dach sollen harmonisch auf die Dachfléche gestaltet werden. Nach heutigem Stand
der Technik ist davon auszugehen, dass die neuen Gebéude als Energiesparhaus oder gar als Energieplushaus
entwickelt werden. Der Einsatz von Solarenergieanlagen wird durch die Stidausrichtung der Dachfléche begins-
tigt und befirwortet.

5. Kartengrundlage

Es wird die Kartengrundlage des Amtes fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung in digitaler Form zugrunde
gelegt.

Aufgestellt:

Kaufbeuren, Gemeinde Obermeitingen,
Thomas Haag, Erwin Losert,

Stadtplaner Erster Birgermeister
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	Aus naturschutzfachlichen Gründen sind fremdländische Gehölze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunadelige Gehölze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen.
	7.4 Bei den Genehmigungsplänen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan beizulegen. (Maßstab 1 : 200, Angabe Gehölzbestand, die zu entfernende Vegetation, Abgrabungen, Aufschüttungen, bauliche Anlagen wie Stützmauern, Stufen, Rampen u. ä., Erschließungsflächen wie Ein- und Ausfahrten, Stellplätze (einschließlich der Art der Befestigung der Flächen) und geplante Neupflanzungen mit Angabe Baum-Art und Pflanzgröße).
	8.1 Für das Bauland im Geltungsbereich werden nachfolgende Bestimmungen getroffen:
	Erklärungen: SD = Satteldach, gleichschenklig
	III = maximal drei Geschosse
	WH = max. Wandhöhe
	FH = max. Firsthöhe
	8.2 Definitionen
	8.2.1 Wandhöhe: Unterer Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen ist die Oberkante Rohfußboden (OK RFB) des Erdgeschosses (EG), gemessen in der Gebäudemitte. Diese darf maximal auf 563,60 m ü NN liegen. Oberer Bezugspunkt für die Wandhöhe ist das Maß von der Oberkante Rohfußboden bis zum Schnittpunkt der Oberkante der Dachhaut in der senkrechten Verlängerung der traufseitigen Außenwand. Die Wandhöhe des Dachaufbaus darf bis zu 3,7 m höher als die Wandhöhe am Trauf des Hauptgebäudes ausfallen.
	8.2.2 Firsthöhe: Die Definition erfolgt analog zur Wandhöhe als der Abstand zwischen OK RFB und Oberkante First. Die Firstkante der Schleppgaube (Anschluss zum Hauptdach) des Dachaufbaus muss mindestens 1 m tiefer liegen als der First des Hauptgebäudes.
	8.3 Die maximale Giebelbreite beträgt 14 m.
	8.4 Dachausbildung: Für Hauptgebäude sind nur Satteldächer zulässig. Als Dachaufbauten für Hauptgebäude sind Schleppgauben mit 10°-14° Dachneigung zulässig. Deren Breite darf in Summe die Gebäudelänge nicht überschreiten und nicht mehr als 2/3 der jeweiligen Dachseite einnehmen. Je Dachseite sind bis zu drei Schleppgauben zulässig. Abschleppungen über angesetzte Gebäudeteile, Schuppen u. dgl. sind darüber hinaus zulässig.
	8.4.1 Der Dachüberstand des Hauptdaches beträgt an den Giebel- und Traufseiten 0,30 – 1,30 m. Für Dachaufbauten, Garagen und Nebengebäude gilt kein Mindestüberstand.
	8.5 Die Dacheindeckung der Hauptdächer und der Dachaufbauten hat mit kleinteiligen Dachplatten (z.B. Dachziegel, Betondachsteine, Dachpfannen) in roter bis brauner Farbe oder anthrazitfarben zu erfolgen. Untergeordnet sind, wo technisch erforderlich, Bleche im Anstrich der Farbe des Hauptdaches zulässig.
	8.6 Für Garagen und Nebengebäude sind auch Pultdächer (bis 7° Dachneigung) und begrünte Flachdächer zulässig.
	8.7 Als Dacheinbauten sind Dachflächenfenster bis zu einer individuellen Fläche von 2 m² zulässig.
	8.8 Solarenergieanlagen sind sowohl integriert in die Dachfläche als auch auf dem Dach (bis max. 0,15 m über Dachfläche) zulässig. Aufständerungen auf dem Dach und über die Dachfläche hinaus oder in einem anderen Winkel als der Dachneigung oder Elemente, die mehr als 10 cm vor der Fassade oder in einem anderen Winkel zur Fassade stehen, sind gänzlich unzulässig. Vor First und Dachrand ist ein Abstand von mind. 0,50 m einzuhalten.
	8.9 Die Baukörper sind über einem rechteckigen Grundriss zu entwickeln. Der Hauptfirst darf nicht über die kürzere Seite des Gebäudes verlaufen.
	8.10 Bei der Fassadengestaltung sind Putzfassaden mit hellen Farben (Pastelltöne) und Holzschalungen, jedoch keine grellen Farbtöne (außer Weiß) zulässig.
	9.1 Die Höhe der Einfriedungen und Hecken zu öffentlichen Verkehrsflächen wird auf maximal 1,20 m begrenzt; zu Fußwegen bis zu 1,80 m; über 0,80 m ist darauf zu achten, dass die Verkehrsübersicht nicht eingeschränkt wird. Es sind Holz- und Metallzäune zulässig, wobei Maschendraht nur zwischen den Baugrundstücken zulässig ist. Sockel sind nur zu öffentlichen Verkehrsflächen bis maximal 0,30 m Höhe und nicht durchlaufend zulässig. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht, Kunststoffzäune und Steingabionen sind unzulässig. Alle Einfriedungen müssen für Kleintiere durchgängig sein (mindestens abschnittsweise 0,15 m Bodenfreiheit).
	9.2 Unabhängig von den vorgenannten Vorschriften ist nach Planzeichnung an der Nordgrenze eine Sichtschutzwand mit bis zu 1,80 m Höhe zulässig. Entlang der Böschungskanten nach Planzeichnung sind Einfriedungen zur Absturzsicherung bis 1,20 m zulässig.
	9.3 Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke. Auf die Befestigung von Hof- und Parkflächen, z.B. mittels durchgehenden Asphaltbelags, ist möglichst zu verzichten.
	9.4 Die anfallenden Wasser auf Dachflächen des Hauptgebäudes sind aufzufangen und zur Brauchwassernutzung auf dem Grundstück bereitzustellen.
	9.5 Abgrabungen zur Freilegung des Kellergeschosses sind nur im in der Planzeichnung durch Böschungslinien umgrenzten Bereich und nur bis max. 3,00 m unter der natürlichen Geländeoberfläche zulässig. Veränderungen der Geländeoberfläche dürfen im Übrigen nur in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderlichen Ausmaß ausgeführt werden.
	9.6 Abgrabungen vor Kellerfenstern zum Zwecke der Belichtung sind auf einer Gebäudeseite um bis zu 1,50 m Tiefe und maximal auf 1/3 dieser Gebäudeseite, jedoch nicht in 1,50 m Abstand zu Nachbargrundstücken, zulässig.
	9.7 Im Übrigen gilt die Einfriedungssatzung der Gemeinde Obermeitingen in der rechtskräftigen Fassung.
	10.1 Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen zulässig, deren ins Freie abgestrahlte Schallleistung 50 dB(A) nicht überschreitet. Luftwärmepumpen, die diesen Schallleistungspegel nicht einhalten können, sind entweder im Gebäude zu errichten oder entsprechend zu dämmen.
	11.1 Bodendenkmalpflege
	Es wird darauf hingewiesen, dass trotz der in den vergangenen Jahren durchgeführten amtlichen Inventarisationen Hügelgräber, Schanzen, Burgställe, Altstraßen und andere archäologische Denkmäler sich der Kenntnis des Denkmalamtes entziehen können. Solche Objekte genießen ebenfalls den Schutz des Art. 7 BayDSchG und sind gemäß Art. 8 BayDSchG anzeigepflichtig wie archäologische Bodenfunde, die unverzüglich dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege (Bayerische Landesamt für Denkmalpflege (BLfD), Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-0; Fax 08271/8157-50; Email: DST_Thierhaupten@blfd.bayern.de), dem Bauordnungsamt, Landratsamt Landsberg am Lech sowie der Gemeinde Obermeitingen gemeldet werden müssen.
	11.2 Bodenschutz / Schutzgut Boden
	Der Anteil der Bodenversiegelung soll auf das Notwendigste begrenzt werden. Der Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
	Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.
	Altlasten: Im Plangebiet sind keine altlastenverdächtigen Ablagerungsflächen bekannt.
	11.3 Immissionsschutz - Landwirtschaftliche Emissionen
	Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke im Planbereich haben die landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruch- und Staubeinwirkungen) der angrenzenden landwirtschaftlich ordnungsgemäß genutzten Flächen und Betriebe samt deren zugehörigen Betriebsvorrichtungen unentgeltlich zu dulden und hinzunehmen. Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Lärmbeeinträchtigung während der Erntezeit oder des Viehtransports auch vor 6 Uhr morgens und nach 22 Uhr zu rechnen ist. Die klimatischen Entwicklungen zeigen, dass die Bewirtschaftungs-, Ernte- und Rüstarbeiten nicht mehr den bisherigen Gegebenheiten unterliegen, weshalb auch hier mit nicht mehr im Vorfeld planbaren zeitlichen Verschiebungen zu rechnen ist.
	11.4 Brandschutz Die Feuerwehrzufahrten sowie Bewegungsflächen sind nach DIN 14090 einzurichten und zu unterhalten. Die Löschwasserversorgung ist nach dem Regelwerk DVGW-W 405 sicherzustellen.
	11.5 Vorsorgendener Artenschutz:
	11.5.1 Zur Vermeidung der Auslösung von Verbotstatbeständen sind Abrisse länger leer stehender Gebäude und Rodungen von Großgehölzen oder Hecken mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Vor den Arbeiten ist dann ggf. eine fachkundige Person hinzuzuziehen, die im Falle eines Vorkommens einer geschützten Art diese fachgerecht bergen und versorgen kann. Name und Kontaktdaten sind der unteren Naturschutzbehörde rechtzeitig vor dem Beginn der Arbeiten bekannt zu geben.
	11.5.2 Insektenschutz: Die Beleuchtung von Außenanlagen, Parkplätzen und Wegen sowie das Anstrahlen von Gebäudeaußenwänden ist zum Schutz von Insekten und Fledermäusen zu vermeiden bzw. notwendige Beleuchtungen in ihrer Beleuchtungsdauer und – zeit zu beschränken. In Bereichen in denen eine Beleuchtung unumgänglich ist, sind nur „insektenfreundliche“ Leuchtmittel zu verwenden. „Insektenfreundliche“ Leuchtmittel sind nach oben abgeschirmte LED-Leuchten und Natriumdampflampen mit einer Farbtemperatur von 1.800-3.000 Kelvin und einer maximalen Leuchtdichte von 2cd/m². Wegen der Wärmeentwicklung und der direkten Gefahr für Insekten sind nur voll abgeschlossene Lampengehäuse zu verwenden, deren Oberfläche sich zudem nicht auf mehr als 60°C aufheizt (vgl. Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung (StMUV) und Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen (BfN)).
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